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Zusätzliche allgemeine Vertragsbedingungen
für die Beschaffung von drei Feuerwehrfahrzeugen TSF-W 
(Tragkraftspritzenfahrzeug mit Wasser)
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[bookmark: _Toc232756968]1. Vertragsbestandteile
1.1 Bei Widersprüchen im Vertrag gelten die nachfolgenden Vertragsbestandteile nacheinander in der angegebenen Reihenfolge:
1. Das Zuschlagsschreiben inklusive dieser zusätzlichen allgemeinen Vertragsbedingungen.
2. Die Leistungsbeschreibung (Leistungsverzeichnis) nebst Kriterienkatalog und Preisblatt.
3. Das Angebot des Bieters.
4. Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) für Kauf- und Werklieferungsverträge unter Ausschluss des UN-Kaufrechts.
1.2 Abweichende Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) oder Liefer- und Zahlungsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, der Auftraggeber stimmt ihrer Einbeziehung ausdrücklich und schriftlich zu.
[bookmark: _Toc232756969]2. Preisvereinbarung
Die im Angebot angegebenen Preise sind Netto-Festpreise in Euro (€) zuzüglich der zum Zeitpunkt der Leistungserbringung gültigen gesetzlichen Umsatzsteuer. Mit den Preisen sind sämtliche Leistungen entsprechend der Leistungsbeschreibung sowie alle sonstigen Aufwendungen und Nebenkosten (z. B. Überführungs-, Verpackungs- und Transportversicherungskosten) abgegolten.
[bookmark: _Toc232756970]3. Ursprungsbezeichnung und Eigentumskennzeichnung
Auf jedem Fahrzeug kann an geeigneter Stelle eine dauerhafte Eigentumskennzeichnung des Auftraggebers angebracht werden.
[bookmark: _Toc232756971]4. Eigentumsübergang
Das Eigentum am Fahrzeug einschließlich aller vereinbarten Ausrüstungs- und Beladungsgegenstände geht mit der Übergabe an den Auftraggeber auf diesen über. Das Fahrzeug ist frei von Rechten Dritter, insbesondere frei von Eigentumsvorbehalten und Sicherungsrechten, zu liefern.
[bookmark: _Toc232756972]5. Güteprüfung und Abnahme
5.1 	Die Fahrzeuge werden einer feuerwehrtechnischen Abnahmeprüfung unterzogen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle dabei festgestellten Mängel unverzüglich nach Aufforderung kostenfrei zu beseitigen. Die durch eine eventuell notwendige Nachprüfung entstehenden Kosten hat der Auftragnehmer zu tragen, sofern er die Mängel zu vertreten hat.
5.2	Die Abnahme erfolgt für das betriebsbereite und vollständig ausgestattete Gesamtfahrzeug einschließlich aller im Leistungsverzeichnis geforderten Ausrüstungs- und Beladungsgegenstände. Ausrüstungs- und Beladungsgegenstände, die nicht explizit im Leistungsverzeichnis gefordert sind, aber unter Anlage „Beladung“ aufgeführt sind, werden seitens des Auftraggebers eigenständig zur Abnahme bereitgestellt. 
5.3 	Erst mit der erfolgreich und mängelfrei unterzeichneten Endabnahme am Fertigungsort geht die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung auf den Auftraggeber über, sofern der Auftraggeber die Überführung selbst durchführt.
Übernimmt der Auftragnehmer die Überführung des Fahrzeuges, geht die Gefahr erst mit ordnungsgemäßer Übergabe des Fahrzeuges am vereinbarten Bestimmungsort auf den Auftraggeber über.
5.4 	Die gesetzliche Gewährleistung bleibt unberührt. Die Gewährleistungsfrist beginnt mit der mängelfreien Endabnahme des jeweiligen Fahrzeuges. Die Gewährleistungsfrist beträgt zwei Jahre ab Abnahme des jeweiligen Fahrzeugs, soweit gesetzlich keine längere Frist gilt. Während der Gewährleistungsfrist auftretende Mängel sind vom Auftragnehmer innerhalb angemessener Frist und für den Auftraggeber kostenfrei zu beseitigen. Die Kosten für Anfahrt, Arbeitszeit, Ersatzteile sowie erforderliche Transporte trägt der Auftragnehmer, soweit er den Mangel zu vertreten hat.
Der Auftragnehmer gewährleistet die Versorgung mit Ersatzteilen entsprechend den üblichen Marktstandards des jeweiligen Herstellers. Sofern Ersatzteile nicht mehr verfügbar sind, hat der Auftragnehmer gleichwertige Ersatzlösungen nachzuweisen, soweit dies möglich und zumutbar ist.
[bookmark: _GoBack]5.5 	Spätestens zur Endabnahme hat der Auftragnehmer sämtliche für Betrieb, Wartung und Instandhaltung erforderlichen Unterlagen in deutscher Sprache zu übergeben. Hierzu gehören insbesondere Bedienungsanleitungen, Wartungspläne, Schaltpläne, Prüfbescheinigungen, Konformitätserklärungen sowie gegebenenfalls erforderliche Software- und Programmierunterlagen einschließlich Ersatzteilverzeichnissen und Wartungsintervallen. Die geforderten Unterlagen sind im Leistungsverzeichnis aufgeführt. Die Endabnahme kann bis zur vollständigen Übergabe der Unterlagen verweigert werden.
5.6	Der Auftraggeber ist berechtigt, die Abnahme bei Vorliegen wesentlicher Mängel oder bei unvollständiger Leistung zu verweigern. Die Abnahme gilt erst nach vollständiger Beseitigung der wesentlichen Mängel und Erfüllung sämtlicher vertraglicher Leistungen als erfolgt.
5.7	Der Auftragnehmer führt vor Übergabe eine Einweisung des Bedien- und Einsatzpersonals in die Fahrzeugtechnik, Bedienung und Wartung durch. Die Kosten hierfür sind mit dem Angebotspreis abgegolten.

[bookmark: _Toc232756973]6. Rechnungsstellung und Bezahlung
6.1 	Rechnungen müssen als elektronische Rechnungen im XRechnung-Format oder einem gleichwertigen strukturierten Format gemäß den geltenden E-Rechnungsverordnungen erstellt und übermittelt werden. Die Rechnung ist je Fahrzeug/Zubehör an die Verbandsgemeinde Bad Marienberg zu richten.
6.2 	Die Zahlung erfolgt nach mängelfreier Endabnahme des jeweiligen Fahrzeuges und Eingang einer prüffähigen Rechnung innerhalb des vereinbarten Zahlungszieles.
Sofern Abschlagszahlungen vereinbart werden, sind diese gesondert im Zuschlagsschreiben oder im Auftrag festzulegen.
6.3 	Vorauszahlungen werden nur nach gesonderter Vereinbarung geleistet und sind zwingend durch eine bankbestätigte Vorauszahlungsbürgschaft des Auftragnehmers abzusichern. 
[bookmark: _Toc232756974]7. Vertragsbeendigung, Insolvenz und Ausfall des Auftragnehmers
7.1 	Unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsrechte sowie der Regelungen des § 133 GWB hat der Auftraggeber das Recht zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund.
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere bei wiederholter schwerwiegender Schlechterfüllung, unberechtigter Fristüberschreitung oder vorsätzlichen Falscherklärungen zur Eignung vor.
Vor Ausspruch einer fristlosen Kündigung ist dem Auftragnehmer grundsätzlich Gelegenheit zur Abhilfe innerhalb einer angemessenen Frist zu geben. Dies gilt nicht, wenn aufgrund der Schwere der Pflichtverletzung, bei endgültiger Leistungsverweigerung oder aus sonstigen besonderen Gründen eine Fristsetzung entbehrlich ist.
7.2 	Der Auftragnehmer muss den Auftraggeber über die Einreichung eines Insolvenzantrages sowie über die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens unverzüglich unterrichten.
7.3 	Für den Fall, dass der Auftragnehmer wegen Kündigung oder Insolvenz für die vollständige Leistungserbringung ausfällt, behält sich der Auftraggeber entsprechend § 132 Abs. 2 Nr. 4 lit. a) GWB vor, die verbleibende Leistung den übrigen geeigneten Unternehmen in der Reihenfolge des Ergebnisses aus dem vorangegangenen Vergabeverfahren, beginnend mit dem Zweitplatzierten, anzutragen.
[bookmark: _Toc232756975]8. Lieferverzug und Vertragsstrafe
8.1 	Kommt der Auftragnehmer mit der Einhaltung eines verbindlich vereinbarten Liefertermins in Verzug, den er zu vertreten hat, kann der Auftraggeber für jeden Werktag des Verzugs eine Vertragsstrafe verlangen. Die Vertragsstrafe beträgt 0,3 % des Netto-Einzelpreises der verzögerten Leistung je Werktag, insgesamt jedoch maximal 5 % der betroffenen Nettoauftragssumme.
Die Vertragsstrafe kann neben der Erfüllung verlangt werden.
Die Vertragsstrafe entfällt, soweit der Auftragnehmer den Verzug nicht zu vertreten hat.
8.2 	Für jeden schuldhaften Verstoß des Auftragnehmers oder seiner Nachunternehmen gegen die Verpflichtungen aus dem Landestariftreuegesetz (LTTG) wird eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 % des Nettoauftragswertes verwirkt. Bei mehreren Verstößen darf die Summe dieser Vertragsstrafen 10 % des Nettoauftragswertes nicht überschreiten.
8.3 	Der Auftraggeber kann Ansprüche aus verwirkter Vertragsstrafe bis zur Schlusszahlung geltend machen.
8.4 	Die Geltendmachung weitergehender Schadensersatzansprüche bleibt unberührt. Eine verwirkte Vertragsstrafe wird auf einen etwaigen Schadensersatzanspruch angerechnet.
[bookmark: _Toc232756976]9. Einhaltung gesetzlicher Verpflichtungen (LTTG / Mindestlohn)
Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmen sind verpflichtet, die Regelungen des Landestariftreuegesetzes (LTTG) sowie des Mindestlohngesetzes (MiLoG) einzuhalten. Auf Verlangen des Auftraggebers sind entsprechende Nachweise und Entgeltabrechnungen in prüffähiger Form vorzulegen. Ein grob fahrlässiger Verstoß berechtigt den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund.
[bookmark: _Toc232756977]10. Schlussbestimmung und Salvatorische Klausel
10.1 	Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 
10.2 	Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen unberührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die unwirksame oder undurchführbare Bestimmung durch eine wirksame Regelung zu ersetzen, die dem mit der ursprünglichen Bestimmung verfolgten Zweck möglichst nahekommt. Entsprechendes gilt für Regelungslücken.
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